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in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin‚
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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 1„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 150

März 1967 ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesrichter Dr° H-a u g
— Vorsitzender — „

Bundesrichter Dra S c h u b e r t ‚
Bundesrichter H e y e r ‚
Bundessozialrichter G ü n t h e r ,
Bundessozialrichter w e i n r e i c h

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 5° November

1964 mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

insoweit aufgehoben‚ als es den Anspruch auf Rente

für die Zeit vom 60 Januar 1961 an betrifftr In diew

sem Umfang wird der Rechtsstreit zur erneuten Ver»

handlung und Entscheidung an das Lendessozislgericht

zurückverwieseno

Im übrigen wird die Revision als unzulässig ver—

worfen°
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Die 1912 geborene Klägerin war früher als kaufmännische
Angestellte? Buchhalterin, Kindergartenhelferin und
Apothekenhelferin versicherungspflichtig beschäftigt

geweseno Am 16. Februar 1960 beantragte sie in Chemnitz

die Gewährung von Invalidenrente; der Antrag wurde dort

wegen fehlender Invalidität abgelehnt°

Im Mai 1960 ist die Klägerin in die Bundesrepublik ge—
kommen‚ Am 1„ Juli 1960 ging bei der Beklagten der An—’
trag der Klägerin vom 28° Juni 1960 auf Gewährung von
Rente aus der Angestelltenversicherung wegen Berufs—

bzw° Erwerbsunfähigkeit ein„ Vom 80 Dezember 1960 bis
5„ Januar 1961 gewährte die Beklagte der Klägerin ein

Heilverfahren‚ auch zahlte sie ihr für diese Zeit Über—

gangsgeld7 jedoch lehnte sie durch Bescheid vom 8° Septemw

ber 1961 den Antrag auf Bewilligung von Rente ab°

Dagegen erhob die Klägerin Klage mit dem Antrage„ die

Beklagte zu verurteilena Rente wegen Berufsunfähigkeit

ab Antragstellung (16° Februar 1960), mindestens aber

Übergangsgeld ab Antragstellung zu zahlen° Das Sozial—

' gericht (SG) Nürnberg wies die Klage nach Einholung mehren

rer ärztlicher Befundberichte und Gutachten durch Urteil
.

vom 11° Oktober 1962 ab‚ weil die Klägerin weder vor noch

nach dem Heilverfahren dauernd berufsunfähig gewesen sei°

Auf die Berufung der Klägerin änderte das Bayerische
}Landessozialgericht (LSG) das angefochtene Urteil dahin‚p"

daß die Beklagte der Klägerin das Übergangsgeld auch für

die Zeit vom lo Juli 1960 bis 7° Dezember 1960 zu gewäh—

ren hat„ Außerdem verurteilte es die Beklagte‚ bezüglich

der Frage der Gewährung von Beitragszuschüssen zur Kran—

kenversicherung der Rentner einen rechtsbehelfsfähigen
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Bescheid zu erteilen; im übrigen wurde die Berufung

der Klägerin zurückgewieseno

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision nicht nach 5 162

Abs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelasseno
Die Klägerin hat gleichwohl gegen das ihr am 160 Dezember

1964 zugestellte Berufungsurteil nach Bewilligung des

Armenrechts (Beschluß vom 280 April 1965, zugestellt am

50 Mai 1965} am 120 Mai 1965 Revision eingelegt; gleich—

zeitig hat sie die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

beantragt° Sie rügt wesentliche Verfehrensmängel‚ die

ihr Rechtsmittel nach 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG statthaft

machen sollen() und beantragt‚

das Urteil des Bayerischen LSG vom 50 November 1964

dahin abzuändern‚ daß die Beklagte auch Übergangs—

geld vom 280 Juni 1960 bis 70 Dezember 1960 und ab

60 Januar 1961 Rente zu gewähren hat„

Die Beklagte hat keine Anträge gestellt„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

Dem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

ist stattzugeben‚ weil die Klägerin ohne ihr Verschulden7

nämlich wegen fehlender ausreichender eigener Mittel?

an der rechtzeitigen Einlegung der Revision verhindert war
(% 67 SGG)„‘_ '

Hat das Berufungsgericht in einem Urteil über mehrere

selbständige prozessuale Ansprüche entschieden? so sind

die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Revision nach

5 162 Abs„ 1 Nr„ 2 see für jeden Anspruch gesondert zu
prüfen (BSG 89 228)°
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Die Klägerin beantragt zunächst‚ ihr auch Übergangsgeld

vom 28„ Juni 1960 bis 7° Dezember 1960 zuzuerkennen„ Da
das LSG ihr jedoch bereits Ubergangsgeld für die Zeit
vom 1° Juli 1960 bis 7° Dezember 1960 zugeSprochen hat?
geht es aussChließlich noch um das Übergangsgeld für die

Zeit vom28„ bis, 500Juni 1960, ‘ '

Hierzu führt die Klägerin lediglich aus$ daß die Beklagte

der zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) selbst

mitgeteilt habe, die Rente sei am 280 Juni 1960 beantragt
worden‚ sie‚ die Klägerin‚ habe deshalb auch ab 28„ Juni

1960 Krankenversicherungsbeiträge zahlen müssen? so daß

ihr damit das Übergängsgeld ebenfalls von diesem Tage an
zustehe, _l

Das LSG hat jedoch in seinem Urteil auf Seite 5 festge—

stellt„ daß der Rentenantrag am 10 Juli 1960 gestellt

ist„ Hieran ist der Senat nach 5 165 SGGgebunden„ Über—
dies ergibt sich aus der Rentenakte der Beklagten‚ daß

der Rentenantrag bei ihr tatsächlich erst an dem genann—

ten Tage eingegangen ist„ Die Ausführungen der Klägerin

enthalten daher insoweit lediglich neues tatsächliches

Vorbringen9 das in der Revisionsinstanz nicht beachtet

' werden kann und das nicht geeignet ist? einen wesentlichen

Verfahrensmangel darzutun° Insoweit ist die Revision daher

unzulässig°

Soweit das LSG die Beklagte verurteilt hat‚ bezüglich der

.
Frage der Gewährung von Beitragszusohüssen zur Kranken—

versicherung der Rentner einen rechtsbehelfsfähigen Be—

_
Scheid zu erteilen, hat die Klägerin das Urteil zunächst

' nicht angefochten (vgl„ die Revisionssohrift vom 100 Mai
' 1965)° Erst in der Revisionsbegründung vom 260 Mai 1965

wird dann beantragt‘) das Berufungsurteil in Ziffer.ll

dahin abzuändern‚ daß die Beklagte der Klägerin die>
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Krankenversicherungsbeiträge an die AOK ab 28„ Juni 1960
zu erstatten hat° Hierzu werden jedoch keine wesentlichen
Verfahrensmängel vorgebra'cht9 sondern lediglich in sachlich—

rechtlicher Hinsicht ausgeführt„ die Beklagte müsse diese

nach den @@165—Abs° 1 Nr° }, 515 a‚ 581 Abs„ 5 Satz 2 der
Reichsversicherungsordnung (RVG) geschuldeten Beiträge er—
stattena weil sie die Entscheidung über den Rentenantrag

schuldhaft verzögert habe„ Außerdem ist eine Klageänderung

im Revisionsverfahren nach 5 168 SGG unzulässig° In diesem

Umfang ist die Revision daher ebenfalls nicht statthaft°

Soweit das LSG den Anspruch auf Zahlung von Rente wegen

Berufsunf■higkeit auch für die Zeit vom 6„ Januar 1961 an

abgewiesen hat9 rügt die Klägerin uoa„ die Beweiswürdigung

des LSG als fehlerhaft‚ sie verstoße gegen die Denkgesetze„

Im Entlassungsbericht vom 12„ Januar 1961 heiße es unter

Leistungsvermögen im Erwerbsleben: Häusliche Arbeiten im

eigenen Haushalt„ Dieser "Befund" könne nicht anders ausge—
legt werden, als daß sie, die Klägerin; nach Abschluß des

Heilverfahrens nicht nur berufsunfE—ihig9 sondern sogar er—

werbeunfähig gewesen sei„ Auch im Entlassungsschein stehe

als Beurteilung der Arbeitsfähigkeit nur: "Arbeitsfähig als

Hausfrau"„ Daraus sei eindeutig zu schließen‚ daß sie weder

ihrem Beruf als Apothekenhelferin noch ihrem Beruf als Buch—

halterin habe nachgehen können„ Schließlich hätte sich das

LSG nicht‘über‚das in der mündlichen Verhandlung vorgelegte

ärztliche Zeugnis von Dr° N:;1211 vom 50° Oktober 1964 hin—

wegsetzen dürfen°

Diese Rüge
ist

im Ergebnis begründet° Zwar kann zweifelhaft

sein9 ob der Entlassungsbericht so verstanden werden muß„

wie ihn die Klägerin auslegt° Jedoch bemängelt die Revision

mit Recht die Art und Weise, in der das Berufung8gericht
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zu seiner richterlichen Überzeugung von dem Ge—
lsundheitszustand der Klägerin gelangt istc

-Diese ist letztmalig im Verfahren vor dem SG

;_am 5„ Juli 1962 (vgl° das Gutachten von
_qu Wiälgzqgvom 25" Juli 1962) ärztlich unter—

‚ sucht w0rden„ Inzwischen hatte sie sich im
Dezember 1965 einer Cholecystektomie unterzie—

hen mü58en„ Hierauf hatte die Klägerin in ihren
Schriftsätzen an des BerufungSgericht wieder—
holt hingewiesen° Außerdem hat ihr Dr„

lin dem dem LSG vorgelegten Attest vom 30°
Oktober 1964 weitere Leiden bestätigto Unter

diesen Umständen durfte das LSG nicht einfach

davon ausgehen? daß inzwischen, d„h° bis zum
'5„ November 1964‚ keine gesundheitlichen Ver—
'schlechterungen von entscheidender Bedeutung

‚eingetreten seienq Mit einer solchen Beweis—

würdigung überschritt es die ihm eingeräumten
Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung°

.
Damit liegt der gerügte Verstoß gegen 5 128 Abs„ 1
SGG vor, so daß die Revision hinsichtlich des

Rentenanspruchs für die Zeit vom 6„ Januar 1961

an statthaft ist° Es ist nicht auszuschließen‚

daß eine inzwischen eingetretene wesentliche

—Verschlechterung des Gesundheitszustands vor—
liegt, die sowohl für die Gegenwart als auch

für die zurückliegende Zeit eine andere Beurteiw

lung der Erwerbsfähigkeit der Klägerin erfor—
dert„ '
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Da der Senat mangels ausreichender Feststellungen

nicht selbst entscheiden kann9 ist der Rechts—

streit in diesem Umfang an das LSG zurückzuverweisen

(@171 Abs„ 2 Satz 2„SGG)QDabeiwird dieses dann
auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu ent—

scheiden haben° Im übrigen muß die Revision als unzu—
lässig verworfen werden„
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